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S
eit dem Jahr 2009 sind Kinderbetreu-
ungskosten gemäß § 34 Abs. 9 EStG 
unter folgenden Voraussetzungen 

abzugsfähig:
  Den Steuerpflichtigen – zumeist die Eltern 
– steht für die betreuten Kinder für mehr 

als sechs Monate im Kalenderjahr der 
Kinderabsetzbetrag gemäß § 33 Abs. 3 EStG 
oder der Unterhaltsabsetzbetrag gemäß  
§ 33 Abs. 4 Z. 3 EStG zu.

 Abzugsfähig sind die Kinderbetreuungs-
kosten für Kinder, welche zu Beginn des 
jeweiligen Kalenderjahres das 10. Lebens-

jahr bzw. 16. Lebensjahr (beim Bezug 
der erhöhten Familienbeihilfe) noch nicht 
vollendet haben. 

 Pro Kind kann bei der Einkommensteuer- 
erklärung bzw. Arbeitnehmerveranla-
gung für das jeweilige Kalenderjahr ein 
Betrag von maximal 2.300 Euro angesetzt 
werden. Bei pflegebedürftigen Kindern ist 
nur jener Teil der Betreuungskosten abzugs-
fähig, welcher die Summe von erhaltenem 
Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld oder 
Blindenzulage übersteigt. Möchten beide 
Elternteile die Kinderbetreuungskosten 
ansetzen, so sind diese in einem entspre-
chenden Verhältnis aufzuteilen. 

 Alleinerziehende Personen können zusätz-
lich zu den Kinderbetreuungskosten von 
2.300 Euro allfällige Mehrkosten als außer-
gewöhnliche Belastungen mit Berücksichti-
gung des Selbstbehaltes geltend machen.

Steuerfreie Zuschüsse von Arbeitgebern  
gemäß § 3 Abs. 1 Z. 13 lit b EStG bis 
maximal 1.000 Euro pro Jahr für die 
Kinderbetreuung durch z. B. pädagogisch 
qualifizierte Personen, Kindergärten oder 
private Krabbelgruppen mit landesgesetzli-
cher Genehmigung kürzen den Höchstbetrag 
nicht. Werden durch diese Zuschüsse jedoch 
die Kinderbetreuungskosten abgedeckt, steht 
keine außergewöhnliche Belastung mehr zu. 

BEISPIEL
Die Kinderbetreuungskosten für ein zwei-
jähriges Kind betragen im Kalenderjahr 2016 

1.800 Euro, wobei der Arbeitgeber einen 
steuerfreien Zuschuss von 600 Euro an die 
Tagesmutter leistet. Die Eltern können noch 
einen Betrag von 1.200 Euro als außerge-
wöhnliche Belastung geltend machen. 
Gemäß § 34 Abs. 9 EStG sind Kinderbe-
treuungskosten abzugsfähig, soweit die 
Betreuung in 
 öffentlichen institutionellen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen (von Bund, Ländern, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden),

 privaten institutionellen Kinderbetreuungs-
einrichtungen gemäß landesgesetzlicher 
Vorschriften – z. B. NÖ Kinderbetreuungs-
gesetz (unter anderem Kindergrippen, 
Horte, Betriebskindergarten, Krabbel-
gruppen von z.B. gesetzlich anerkannten 
Kirchen, Vereinen, Stiftungen oder natürli-
chen Personen) bzw. durch

 pädagogisch qualifizierte Personen (soweit 
nicht im gleichen Haushalt wohnend)
erfolgt. 

Auch die in den letzten Jahren vermehrt 
geförderten schulischen Tagesbetreuungs-
formen (z. B. offene Schulen oder die schu-
lische Nachmittagsbetreuung) zählen zu den 

„ABZUGSFÄHIG 

SIND DIE KINDER- 

BETREUUNGS- 

KOSTEN FÜR 

KINDER, WELCHE 

ZU BEGINN DES 

KALENDERJAHRES 

DAS 10. LEBENS 

JAHR BZW. 16. 

LEBENS JAHR NOCH 

NICHT VOLLENDET 

HABEN.“
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DIE IN KINDERBETREUUNGSEINRICHTUNGEN ANFALLENDEN KOSTEN KÖNNEN SEIT 2009 ALS TEIL DER AUSSERGEWÖHNLICHEN BELASTUNGEN OHNE SELBS
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von der Absetzbarkeit umfassten Kinderbe-
treuungseinrichtungen. 

WAS IST EINE PÄDAGOGISCH 
QUALIFIZIERTE PERSON?
Seitens der Finanzverwaltung wurde in 
den LStR 2002 Rz 884a ff festgelegt, dass 
eine pädagogisch qualifizierte Person den 
„Oma/Opa-Kurs“ (ein achtstündiger Kurs für 
Personen über 21 Jahre bzw. ein 16-stündiger 
Kurs für Personen von 16 bis 21 Jahre) für die 
Absetzbarkeit der verrechneten Kinderbetreu-
ungskosten zu absolvieren hatten.
Durch das VwGH-Urteil vom 30.9.2015 
(VwGH 2012/15/0211) wurden die LStR 2002 
Rz 884a ff dahingehend angepasst, dass 
seit 1.1.2017 eine pädagogisch qualifizierte 
Person zumindest 18 Jahre alt sein muss und 
folgende Teile der Tagesmütterausbildung1 – 
insgesamt 35 Stunden – als Ausbildung zu 
absolvieren hat:
 Entwicklungspsychologie und Pädagogik
 Kommunikation und Konfliktlösung
 Erste Hilfe-Maßnahmen der Unfallverhü-
tung im Rahmen der Kinderbetreuung

Für Personen, welche vor dem Jahr 2017 
bereits den achtstündigen bzw. 16-stündigen 

Kurs abgeschlossen haben, gibt es bis Ende 
des Jahres 2017 eine Übergangsfrist: Die 
nunmehr geforderte Ausbildung kann bis 
zum 31.12.2017 nachgeholt werden, ohne 
dass die Abzugsfähigkeit der in Rechnung 
gestellten Kinderbetreuungskosten verloren 
geht. Über eine allfällige Anrechnung der 
bereits absolvierten Stunden entscheidet der 
Kursanbieter. Ab 2018 ist für die Anerken-
nung als pädagogisch qualifizierte Person 
zwingend die Absolvierung des 35 Stunden 
dauernden Kurses nachzuweisen. Um eine 
einheitliche Ausbildungsqualität zu gewähr-
leisten, dürfen die Kurse nur von bestimmten 
Anbietern bzw. Organisationen (z. B. NÖ 
Hilfswerk) angeboten und durchgeführt 
werden2. 
Diese Regelung ist auch für Au-Pair-Kräfte 
anzuwenden. Die Kinderbetreuungskosten 
können ab Beginn des Aufenthaltes in Öster-

BET REUUNG 
DIE IN KINDERBETREUUNGSEINRICHTUNGEN ANFALLENDEN KOSTEN KÖNNEN SEIT 2009 ALS TEIL DER AUSSERGEWÖHNLICHEN BELASTUNGEN OHNE SELBSTBEHALT BEI DER JÄHRLICHEN EINKOMMEN- 

Anmeldung: 
www.mittendrin-im-leben.at

Eventcenter Leobersdorf:

29. Mai 2017, 15:30 Uhr
Vereinshaus Horn:

23. Juni 2017, 15:30 Uhr
Tischlerei Melk: 

20. September 2017, 15:30 Uhr
Konzerthaus Weinviertel:

28. September 2017, 15:30 Uhr

Expertentipps und Showprogramm 
mit Moderator Peter Rapp
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VON URSULA STINGL-LÖSCH

Seit 1.1.2017 muss eine 
pädagogisch qualifi-

zierte Person zumindest 
18 Jahre alt sein und 

insgesamt 35 Stunden 
der Tagesmütteraus-

bildung als Ausbildung 
absolviert haben.
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1 Tagesmütter/-väter absolvieren eine Ausbildung im 
Ausmaß von mindestens 60 Unterrichtseinheiten.

2 Link zur Liste der Anbieter von Schulungen für die 
Ausbildung zur pädagogisch qualifizierten Person: 
www.bmfj.gv.at/familie/kinderbetreuung/steuerli-
che-absetzbarkeit.html
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reich geltend gemacht werden, sofern der 
Kurs innerhalb der ersten beiden Monate 
absolviert wird.
Bereits seit jeher als pädagogisch qualifizierte 
Person galten unter anderem Tagesmütter, 
aber auch Kindergartenpädagoginnen und 
Horterzieherinnen sowie Personen mit einem 
abgeschlossenen pädagogischen Hochschul-
studium.

WIE FUNKTIONIERT DIE 
BERÜCKSICHTIGUNG IN DER 
STEUERERKLÄRUNG?
Im Formular L1k sind neben den allgemeinen 
Daten der Kinder – Name, Versicherungs-
nummer und Geburtsdatum – die Kosten für 
die Kinderbetreuung anzuführen.
Für den Nachweis der im jeweiligen Kalen-
derjahr bezahlten Kinderbetreuungskosten 
ist es ratsam, dem für die Einkommensteuer 
zuständigen Finanzamt eine Rechnung bzw. 
einen Zahlungsbeleg mit folgendem Inhalt 
vorzulegen:
 Name und Sozialversicherungsnummer des 
Kindes

 Name und Anschrift des Rechnungsemp-
fängers

 Ausstellungsdatum
 Fortlaufende Rechnungsnummer
 Zeitraum der Kinderbetreuung
 Name und Anschrift der Kinderbetreuungs-
einrichtung 

 Hinweis auf die Bewilligung zur Führung 
der privaten Kinderbetreuungseinrichtung,

 Name, Anschrift und Sozialversicherungs-
nummer der pädagogisch qualifizierten 
Personen inkl. Nachweis der erfolgten 
Ausbildung (z. B. Kopie der Kursbestäti-
gung) 

  Rechnungsbetrag 

WAS FÄLLT ALLES UNTER DIE 
BETREUUNGSKOSTEN?
Unter die Betreuungskosten fallen gemäß 
LStR 2002 Rz 884d die unmittelbaren 
Betreuungskosten, das Bastelgeld sowie die 
Kosten für die Verpflegung. Voraussetzung 
ist der unmittelbare Zusammenhang mit der 
Betreuung. Aufwendungen für eine Ferien-
betreuung sind zur Gänze abziehbar, wenn 
die Betreuung (z. B. in einem Ferienlager, 
Tagesbetreuung im Kindergarten) durch päda-
gogisch qualifizierte Personen oder Kinderbe-
treuungseinrichtungen erfolgt.  
 

MAG. URSULA STINGL-

LÖSCH IST STEUER- 

BERATERIN BEI DER 

NÖ GEMEINDE  

BERATUNGS & 

STEUERBERATUNGS-

GESMBH (NÖ GBG) 

I
n der Landtagssitzung vom 27. April 
wurde mit breiter Zustimmung die 

Novellierung des NÖ Abfallwirt-
schaftsgesetzes 1992 beschlossen. 
Für die kommunale Abfallwirtschaft 
wurden dabei wichtige Änderungen 
vorgenommen.
„Eine geordnete und verlässliche 
Abfallentsorgung in NÖ ist nur mit 
den Umweltverbänden und den 
Gemeinden möglich. Die Novellie-
rung bringt eine nachhaltige Stärkung 
der kommunalen Abfallwirtschaft“, 
sagt Landtagsabgeordneter Bürger-
meister Anton Kasser, Präsident der 
NÖ Umweltverbände.
Eine wesentliche Änderung gibt 
es bei der Definition von Abfall. 
Hier gilt nun nur mehr die Art und 
Zusammensetzung des Abfalls und 
nicht mehr wie in der Vergangenheit 
die Menge eines einzelnen Haushalts.

Somit unterliegen nun auch alle 
Nichthaushalte (Betriebe, Anstalten 
und sonstige Einrichtungen), wo 
haushaltsähnlicher Abfall anfällt, der 
Anschlusspflicht an die kommunale 
Müllabfuhr. Betriebe sind nur bis zu 
einer Jahresmenge von 3.120 Liter 
Restmüll pro Jahr an die kommunale 
Entsorgung verpflichtet. Die Mengen, 
welche darüber hinaus anfallen, 

können aber freiwillig über die 
Umweltverbände verwertet werden.
Durch die Möglichkeit der Einrich-
tung eines Sonderbereiches können 
künftig auch Liegenschaften, bei 
denen aufgrund ihrer exponierten 
und schwierigen Lage, eine direkte 
Abholung nur mit großem Aufwand 
möglich ist, weiterhin ordnungs-
gemäß entsorgt werden. 

AUCH BETRIEBE UNTERLIEGEN DER ANSCHLUSSPFLICHT 
NOVELLIERUNG DES NÖ ABFALLWIRTSCHAFTSGESETZES 

NÖ Gemeinde-
bund-Chef Alfred 
Riedl, Klubobmann 
Klaus Schneeberger 
und der Präsident 
der NÖ Umweltver-
bände, Anton Kasser, 
präsentierten die 
neuen Regelungen.FO
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